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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
I ZA 1/23 

vom 

22. März 2023 

in dem Rechtsstreit 
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 22. März 2023 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Koch, den Richter Dr. Löffler, die Richterin 

Dr. Schwonke, den Richter Odörfer und die Richterin Wille 

 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe wird 

abgelehnt. 

 

 

Gründe: 

I. Die Klägerin ist eine politische Partei, der Beklagte ein politischer Verein. Die 

Klägerin hat den Beklagten, gestützt auf ihr Namensrecht aus § 12 BGB, auf Unterlas-

sung der Führung seines früheren Vereinsnamens und seiner früheren Kurzbezeich-

nung in Anspruch genommen. Die Klägerin hat außerdem die Verurteilung des Beklag-

ten zur Unterlassung von Äußerungen begehrt, die die Klägerin als wahrheitswidrig 

beanstandet hat und in denen sie eine Verletzung ihres Persönlichkeitsrechts sieht. 

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Berufungsgericht hat die Berufung 

des Beklagten nach vorherigem Hinweis durch einstimmigen Beschluss zurückgewie-

sen. Außerdem hat es den Antrag des Beklagten, ihm für das Berufungsverfahren Pro-

zesskostenhilfe zu gewähren, zurückgewiesen. Der anwaltlich nicht vertretene Be-

klagte beantragt, ihm für eine Rechtsbeschwerde gegen den seinen Prozesskostenhil-

feantrag zurückweisenden Beschluss des Berufungsgerichts und für eine Beschwerde 

gegen die Nichtzulassung der Revision Prozesskostenhilfe zu gewähren.  

II. Der Prozesskostenhilfeantrag des Beklagten hat keinen Erfolg.  
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1. Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für eine 

beabsichtigte Rechtsbeschwerde gegen den Prozesskostenhilfe versagenden Be-

schluss des Berufungsgerichts wird abgelehnt, weil die beabsichtigte Rechtsverfol-

gung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO).  

Die beabsichtigte Rechtsbeschwerde ist unzulässig. Die Rechtsbeschwerde ge-

gen eine Entscheidung des Berufungsgerichts, mit der - wie im vorliegenden Fall - ein 

Antrag auf Prozesskostenhilfe zurückgewiesen worden ist, findet nur statt, wenn sie 

im angefochtenen Beschluss zugelassen worden ist (§ 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 577 

Abs. 1 Satz 2 ZPO). Eine solche Zulassung ist hier nicht erfolgt. Die Entscheidung des 

Beschwerdegerichts, die Rechtsbeschwerde nicht zuzulassen, ist nicht anfechtbar 

(vgl. BGH, Beschluss vom 25. Januar 2023 - I ZB 109/22, juris Rn. 3 mwN). 

2. Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für ein Verfahren der 

Nichtzulassungsbeschwerde ist ebenfalls abzulehnen, weil die hierfür erforderlichen 

Voraussetzungen gemäß § 116 Satz 1 Nr. 2 ZPO nicht vorliegen. 

a) Danach erhält eine inländische juristische Person oder parteifähige Vereini-

gung auf Antrag nur dann Prozesskostenhilfe, wenn die Kosten weder von ihr noch 

von den am Gegenstand des Rechtsstreits wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht wer-

den können und wenn die Unterlassung der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi-

gung allgemeinen Interessen zuwiderlaufen würde. 

b) Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Es fehlt zumindest an dem Erfor-

dernis, dass die Unterlassung der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung allge-

meinen Interessen zuwiderlaufen würde. 

aa) Die Unterlassung der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung läuft allge-

meinen Interessen regelmäßig nur dann zuwider, wenn es sich um eine Entscheidung 

handelt, die größere Kreise der Bevölkerung oder des Wirtschaftslebens anspricht und 

soziale Wirkungen nach sich ziehen kann. Dies ist etwa dann der Fall, wenn eine Partei 

anderenfalls gehindert wäre, der Allgemeinheit dienende Aufgaben zu erfüllen, oder 
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wenn von der Durchführung des Prozesses die Existenz eines Unternehmens ab-

hängt, an dessen Erhaltung wegen der großen Zahl der von ihm beschäftigten Arbeit-

nehmer ein allgemeines Interesse besteht. Demgegenüber reicht das allgemeine Inte-

resse an einer richtigen Entscheidung des Prozesses grundsätzlich ebenso wenig aus 

wie der Umstand, dass im Rahmen eines Revisionsverfahrens gegebenenfalls Rechts-

fragen von allgemeinem Interesse zu beantworten wären (vgl. BGH, Beschluss vom 

31. Juli 2020 - I ZB 6/20, juris Rn. 5 mwN). Dieses Erfordernis ist verfassungsrechtlich 

grundsätzlich nicht zu beanstanden (vgl. BVerfGE 35, 348 [juris Rn. 27]; vgl. auch 

EGMR, NJW-RR 2013, 1075 [juris Rn. 45 bis 47] mwN; EuGH, Urteil vom 22. Dezem-

ber 2010 - C-279/09, Slg. 2010, I-13849 = EuZW 2011, 137 [juris Rn. 59 bis 62] - DEB; 

BGH, Beschluss vom 31. Juli 2020 - I ZB 6/20, juris Rn. 6). 
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bb) Unter Berücksichtigung dieser Maßstäbe ist nicht ersichtlich, dass ohne die 

beabsichtigte Rechtsverteidigung allgemeine Interessen gefährdet wären. Durch die 

Unterlassung der Rechtsverteidigung wird nicht ein erheblicher Kreis von Personen in 

Mitleidenschaft gezogen. Dies gilt schon deshalb, weil der Beklagte nach seinem Vor-

bringen in dem Prozesskostenhilfeantrag keine Mitglieder mehr hat und außerdem die 

eigene Löschung betreibt. Rückwirkungen auf größere Teile der Bevölkerung oder des 

Wirtschaftslebens sind weder dargelegt noch sonst erkennbar. 

Koch Löffler Schwonke 

 Odörfer Wille 

 

Vorinstanzen: 
LG Köln, Entscheidung vom 01.09.2022 - 33 O 39/21 -  
OLG Köln, Entscheidung vom 10.01.2023 - 15 U 202/22 -  
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